
Gemeinde Badendorf 
8. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
 

Umweltbezogene Stellungahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange sowie der Naturschutzverbände  
 
 
 
 
 
 

Nr. Stellungsnehmer/in Datum 

1 Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport,  
- Landesplanungsbehörde sowie 
- Referat Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 
 

29.09.2025 

2 Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung – 
Untere Forstbehörde 
 

09.09.2025 

3 Landesamt für Umwelt – Technischer Umweltschutz 
 

11.09.2025 

4 Kreis Stormarn 
 

12.09.2025 

5 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr 
 

08.09.2025 

6 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände 
in Schleswig-Holstein 

11.09.2025 
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Der wirksame Flächennutzungsplan stellt das Plangebiet als Fläche für die Landwirtschaft 

dar und soll entsprechend geändert werden. 

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu den o. g. Bauleitplanungen wie folgt Stellung:

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 

der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 

Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-

VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 

(GVOBl. Schl.-H., 2025/28), dem Regionalplan für den Planungsraum I (alt) 

(Fortschreibung 1998) sowie dem 2. Entwurf der Neuaufstellung des Regionalplans für 

den Planungsraum III (Amtsbl. Schl.-H. 2025/152).

Badendorf ist eine Gemeinde ohne zentralörtliche Funktion im Ordnungsraum um Lübeck 

und soll den örtlichen Wohnungsbedarf decken.   

Dabei hat die Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung. Neue Wohnungen 

sind vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen zu bauen. Bevor die Kommunen neue, 

nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie noch 

vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können (Kap. 3.9 Abs. 4, 5 LEP-VO 2021). 

Gemäß vorliegender Begründung bestehen keine Baulandpotenziale und der am 

01.06.2019 In Kraft getretene B-Plan Nr. 7 sei bereits umgesetzt. 

Gemeinden im Ordnungsraum, die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind, 

können im Zeitraum 2021 bis 2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand zum Stichtag 

31.12.2020 neue Wohnungen im Umfang von bis zu 15% entwickeln (Kap. 3.6.1 Abs. 3. 

LEP-VO 2021).

Der Wohnungsbestand der Gemeinde Badendorf betrug nach hiesiger Aktenlage zum 

Stichtag 400 Wohneinheiten. Für die Jahre 2022-2024 sind insgesamt 16 anzurechnende 

Baufertigstellungen verzeichnet. Insoweit beträgt die maximale Anzahl möglicher neuer 

Wohneinheiten im o. g. Zeitraum noch 44 neue Wohneinheiten. 

Die Anzahl der geplanten Wohneinheiten auf der Gesamtfläche der 8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes bitte ich zumindest näherungsweise in die Begründung 

mitaufzunehmen. 

Aus landesplanerischer Sicht bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegenüber den 

Planungsabsichten. 

Insoweit wird bestätigt, dass den o. g. Bauleitplanungen der Gemeinde Badendorf keine 

Ziele der Raumordnung entgegenstehen.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 

damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über 
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Stellungnahme 
 
Wesentliches Planungsziel der vorgelegten Bauleitpläne ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein kleines Wohngebiet westlich der Straße 
Mitteltor. Bei weiterer Planbearbeitung sind die nachfolgend aufgeführten Belange 
entsprechend zu berücksichtigen: 
 
 
1.Städtebau: 
Aufgrund der vorgelegten einfachen Alternativenprüfung kommt die Gemeinde zum Ergebnis, 
dass die entsprechende Fläche für eine Wohnbebauung sehr gut geeignet ist. Bezüglich des 
Umfangs der Alternativenprüfung weise ich auf den 1. Absatz der Ziffer 2 „Landschaftspflege“ 
dieser Stellungnahme hin. 
Vom Grundsatz her bestehen aber keine ortsplanerischen oder städtebaulichen Bedenken 
gegen die Ausweisung der Wohnbaufläche diesem Standort. 
  
 
2.Landschaftspflege: 
2.1 
8. Änderung des Flächennutzungsplanes: 
 
Die Gemeinde Badendorf plant die Ausweisung von Flächen für die Wohnungsbebauung. Die 
Flächenauswahl geht grob aus dem Entwicklungsteil des gemeindeeigenen 
Landschaftsplanes und der zum Änderungsverfahren eingereichten einfachen 
Alternativenprüfung hervor. Die Darstellung der Flächenauswahl erfolgte daher sehr 
vereinfacht. Auch wenn die Flächenauswahl in den Grundzügen nachvollziehbar ist, wird für 
den nächsten Verfahrensschritt zu einer ausführlicheren Alternativenprüfung geraten.. 
 
Bei der Flächennutzungsplanänderung wird ein größeres neues Wohnbebauungsfeld eröffnet. 
Zeitgleich erfolgt die 1. Änderung und Ergänzung des B-Planes Nr. 7, diese umfasst allerdings 
nur einen kleinen Teil der im F-Plan neu auszuweisenden Wohnbaufläche. Die Aufteilung 
wurde unternommen um der Anfrage zeitlich flexibler entgegen kommen zu können. Diese 
zeitlich verzögerte Nutzung und die dadurch hervorgehende zeitweilige Schonung der Umwelt 
wird begrüßt.  
 
Nach der vorliegenden Fassung der Kurzbegründung scheint der Artenschutz kein 
unüberwindbares Hindernis für die Realisierung der Planung darzustellen. Im weiteren 
Verfahren ist der Umweltbericht weiter zu konkretisieren und ein Artenschutzbeitrag mit 
spezieller artenschutzrechtlicher Prüfung vorzulegen. 
 
Im Rahmen des weiteren Verfahrens ist der Biotopschutz stärker zu berücksichtigten, da die 
Sicherung der teilweise um das Plangebiet und im Plangebiet vorhandenen Knicks noch nicht 
ausreichend dargestellt wurde.  
 
Da auch diese Planung dem Landschaftsplan der Gemeinde Badendorf widerspricht, wird eine 
Aktualisierung des gemeindlichen Landschaftsplanes angeraten. 
 
2.2 
1.Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 7: 
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Die Gemeinde Badendorf plant die Ausweisung von Flächen für die Wohnungsbebauung. Die 
Flächenauswahl geht grob aus dem Entwicklungsteil des gemeindeeigenen 
Landschaftsplanes und der zum Änderungsverfahren eingereichten einfachen 
Alternativenprüfung hervor. Die Darstellung der Flächenauswahl erfolgte daher sehr 
vereinfacht, ist in den Grundzügen aber trotzdem nachvollziehbar. 
  
Nach den zum jetzigen Zeitpunkt vorliegenden Dokumenten, scheint der Artenschutz bisher 
kein unüberwindbares Hindernis für die Realisierung der Planung darzustellen. Im weiteren 
Verfahren ist der Umweltbericht zu konkretisieren und auch ein Artenschutzbeitrag mit 
spezieller artenschutzrechtlicher Prüfung vorzulegen. Sollten sich aus dem Artenschutzbeitrag 
weiterführende Artenschutzmaßnahmen ableiten, sind diese hinreichend bestimmt zu 
benennen und in der Satzung, als Festsetzung, festzuhalten.  
 
Im Rahmen des weiteren Verfahrens ist der Biotopschutz stärker zu berücksichtigten, da die 
Sicherung der um das Plangebiet vorhandenen Knicks noch nicht ausreichend dargestellt 
wurde. Hierfür ist der Knickabstand von 5m ab dem Knickwallfuß weiter zu konkretisieren und 
entsprechend eindeutig sowohl in der Zeichnung als auch in dem Textteil des 
Bebauungsplanes festzuhalten, nur so ist eine Sicherung möglich. Dies ist nachzuholen. 
 
Bei vollem Erhalt der vorhandenen Knickstrukturen ist keine zusätzliche Eingrünung 
notwendig, da der vorhandene Knick die geplante Wohnbebauung zur freien Landschaft 
abgrenzt und das Landschaftsbildes nicht nachhaltig gestört wird.  
 
Der erforderliche Ausgleich soll vollumfänglich in den noch zur Verfügung stehenden 
Ausgleichsflächen im B-Plan Nr. 7 erbracht werden. Dies ist sehr zu begrüßen. Für eine 
Anerkennung ist der unteren Naturschutzbehörde, zum nächsten Verfahrensschritt, ein 
Nachweis über die noch zur Verfügung stehenden Flächen aus dem Flächenpool vorzulegen. 
 

In den Unterlagen sind einige Unstimmigkeiten aufgefallen, welche zum nächsten 
Verfahrensschritt überarbeitet werden sollten. Als erstes ist hier die Überlegung zu nennen, 
ein Rondell zu schaffen, welches später durch eine B-Plan Änderung wieder entfallen kann. 
Diese Überlegung ist wenig nachvollziehbar, da dieses Vorgehen sehr aufwendig, Zeit- und 
personalbindend ist. Hier wird zu einer nachhaltigeren Lösung geraten. Ein weiterer Punkt ist 
die ungenaue Nennung späterer Knickdurchbrüche. In der Begründung zum B-Plan Nr. 8 wird 
dargestellt, dass keine Beeinträchtigung der vorhandenen Knicks notwendig wird. Allerdings 
wird in der ersten Umweltprüfung gleich von möglichen Knickdurchbrüchen geschrieben. Dies 
ist zu überabreiten und detailliert darzustellen. 
 

Da auch diese Planung dem Landschaftsplan der Gemeinde Badendorf widerspricht, wird eine 
Aktualisierung des gemeindlichen Landschaftsplanes angeraten. 
 

Bei der Beurteilung der Immissionsbelastung im weiteren Verfahren sind auch die vermutlich 
auftretenden Lichtimmissionen zu beachten. Hierbei weise ich auf die notwendige 
Reduzierung dieser Lichtimmissionen zur freien Landschaft bzw. dem gesetzlich geschützten 
Knick hin, um eine Beeinträchtigung ausschließen zu können. Die Nennung von Grenzwerten 
und Ausführungsvorschlägen wird begrüßt, allerdings wird dazu geraten diese durch 
Festsetzungen zu sichern. 
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Des Weiteren wäre es sehr zu begrüßen, wenn eine Gründach- und/oder Solardachpflicht in 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgenommen werden würden, da sich hier die 
Möglichkeit einer nachhaltigen und klimagerechten Steuerung bietet.  
Der Einschätzung, dass es mittelfristig zu einer Aufwertung des Artvorkommens kommen wird, 
kann nicht zugestimmt werden, da zum einen keine Einschränkungen für die Gartengestaltung 
gemacht werden, noch besonders hochwertige gemeindeeigene Grünflächen oder Biotope im 
Plangebiet geschaffen werden. 
Der Flächennutzungsplan ist die Grundlage der gemeindlichen Planung. Das aktuell laufende 
F-Planänderungsverfahren ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen. Dessen 
Beschluss hat mindestens zeitgleich mit dem B-Planbeschluss zu erfolgen. 
 
 
3.Verkehr:  
Gegen die 1. Änderung der BPL 7 du die 8. Änderung des FNP bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken. 
Konkrete straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen wurden nicht genannt. Diese stehen unter 
dem Vorbehalt des § 45 StVO und bedürfen der Einzelfallprüfung.  
 
Die neuen Wohneinheiten sollen über einen verkehrsberuhigten Bereich erschlossen werden. 
Damit die Voraussetzungen zur Kennzeichnung eines verkehrsberuhigten Bereiches weiter 
vorliegen, muss der Verkehr geringgehalten werden. Durchgangsverkehr ist zu vermeiden. 
Sollten die Voraussetzung zur Kennzeichnung nicht mehr vorliegen, ist das gesamte B-
Plangebiet neu zu überprüfen. Es empfiehlt sich, die Straßenverkehrsbehörde frühzeitig im 
Planungsprozess zu beteiligen. 
 
 
4.Bodenschutz: 
Stellungnahme erfolgt ggf. in der nächsten Woche. 
 
 
5.Wasserwirtschaft: 
Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die 1. Änderung des B-Plans 7 
und die 8. Änderung des F-Plans.  
 
Hinweise: 
Die in der Begründung unter 5.2 in Aussicht gestellte Bearbeitung der Nachweise gemäß A-
RW 1 wird begrüßt. 
Den vorliegenden Informationen nach wird das Niederschlagswasser des Bestands des B-
Plan 7 über die Entwässerung der BAB20 eingeleitet. Die Flächen der 1. Änderung sollen 
ebenfalls dorthin entwässern.  
Die Zulassung für die Einleitung wurde seinerzeit mit dem LBV abgestimmt. Der Anschluss 
zusätzlicher Flächen und damit von zusätzlichen Wassermengen ist nunmehr mit der 
Autobahn GmbH des Bundes abzustimmen.  
Von Seiten der unteren Wasserbehörde wird eine Zustimmung der Autobahn GmbH 
vorausgesetzt. 






